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Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und  
Stadträtin,  
Vorstandsmitglied 
ACS Sektion Bern, 
2502 Biel/Bienne

«Doppelbesteuerung» auf Treib-
stoffe abschaffen!

Will ein Gentleman seine Herzdame heutzutage 
beeindrucken, so kauft er ihr weder einen teuren 
Ring noch lädt er sie zum Essen im Fünfster-
ne-Lokal ein, sondern spendiert ihr eine volle 
Tankfüllung. So oder so ähnlich kommen einem 
mittlerweile die Spritpreise vor, welche seit Wo-
chen über der Zwei-Franken-Marke pro Liter 
Benzin liegen.
 
Wäre es nach den Plänen von Regierung und 
Parlament gegangen, wären die Treibstoffpreise 
infolge des CO2-Gesetzes noch höher! Dank der 
aktiven Mithilfe des Automobil Clubs konnte 
die Vorlage jedoch an der Urne erfolgreich ge-
stoppt werden. Auch die Erhöhung der Motor-
fahrzeugsteuern im Kanton Bern scheiterte dank 
dem vom ACS mitgetragenen Referendum an 
der Urne.
 
Die aktuelle Inflation hat viele Ursachen. Gestie-
gene Leitzinsen der Notenbanken (namentlich in 
den USA), die Corona-Politik in China und nicht 
zuletzt der Krieg in Osteuropa verunsichern die 
Märkte und heizen die Preissteigerungen an. 
Umso mehr ist es nun am Staat, Massnahmen zur 
unmittelbaren Abfederung der Teuerungswelle 
zu ergreifen, wie zum Beispiel einer Senkung 
der Mineralölsteuer. Doch nicht nur das: Heute 
wird bei Treibstoffen die Mehrwertsteuer auf 
den ganzen Preis erhoben – also inklusive der 
bereits bestehenden Abgaben und Zuschlägen. 
Es ist zumindest ein Lichtblick, dass die Grosse 
Kammer der Eidgenössischen Räte im März die-
ses Jahres einer Parlamentarischen Initiative von 
Nationalrat Franz Grüter stattgegeben hat, wel-
che dies ändern will. Ich hoffe sehr, dass auch 
der Ständerat diese absurde Form der «Doppel-
besteuerung» endlich abschafft.

 
Die Teuerung trifft aber nicht nur fossile Ener-
gieträger und damit die Besitzer von Benzin- 
oder Diesel-Autos. Auch bei den Strompreisen 
ist mit markanten Preissteigerungen zu rech-
nen. Dabei kommen beim Strom noch folgende 
Herausforderungen hinzu: Einerseits der stetig 
steigende Bedarf an Elektrizität durch E-Mobili-
tät, alternative Heizsysteme und generell durch 
eine Zunahme der ständigen Wohnbevölkerung. 
Andererseits fehlt mit dem politisch gewollten 
Wegfall der Kernenergie und der Verhinderung 
beim Ausbau der Wasserkraft die verlässliche 
Eigenproduktion von Bandenergie. Es entbehrt 
nicht einer gewissen Ironie, dass gerade Bau-
projekte von Windparks, Photovoltaik-Grossan-
lagen oder Wasserkraftwerken in linksgrünen 
Kreisen auf die grösste Opposition stösst. Dabei 
bekämpfen Umwelt- und Landschaftsschützer in 
einer Funktion das, was sie in anderer Funktion 
gerade noch gefordert haben.
 
Seit Jahren schon fordern linke und grüne Par-
teien die massive Verteuerung von Diesel und 
Benzin. Mittlerweile sieht man eindrücklich, 
welche wirtschaftlichen Auswirkungen hohe 
Treibstoffpreise zur Folge haben. Es trifft eben 
nicht nur einzig den Autobesitzer, sondern letzt-
endlich uns alle…!

Zum Schluss noch etwas Erfreuliches: Der 
Grosse Rat hat in der Frühlingsession meiner 

Motion für tiefere Gebühren beim Erwerb des 
Auto-Permis zugestimmt! Der Weg zum Führer-
ausweis ist nicht nur langwierig, sondern auch 
kostspielig. Bis zur Entgegennahme des Führer-
ausweises kommen auf Fahrschülerinnen und 
Fahrschüler eine Vielzahl von Gebühren zu: Mit 
total 307 Franken liegt der Kanton Bern weit 
über dem Schweizer Durchschnitt (259 Fran-
ken). Zum Vergleich: Der benachbarte Kanton 
Freiburg bietet eine Fahrschüler-Pauschale an, 
die nur 190 Franken kostet. Die Einführung einer 
solchen Pauschale käme gerade jungen Leuten 
und Geringverdienern sehr entgegen.
 
Mit der Sommersession startet das Kantons-
parlament zudem die neue Legislatur. Mit den 
beiden Verkehrsumfahrungen im Emmental und 
Oberaargau gibt es zwei wichtige Infrastruktur-
projekte, die es nun möglichst rasch zu realisie-
ren gilt. Ebenso muss auch für den «Knoten» bei 
Biel/Bienne rasch wieder ein wirksames Projekt 
gefunden werden. Sondersteuern zulasten der 
Autofahrer («Mobility-Pricing») und Tempo-
30-Schikanen auf Hauptverkehrsachsen müssen 
bekämpft werden – wenn nötig, auch wieder via 
Referendum an der Urne.
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Tandem-Übergabe an den Sehbehinderten- 
Tandemverein Bern
Am 21. April 2022 organisierten die Berner Odd 
Fellows einen feierlichen Wohltätigkeitsanlass. 
Sinn und Zweck des Events war die Übergabe 
eines Tandems im Wert von über CHF 5’500.00 
an den Sehbehinderten-Tandemverein. Über 50 
Teilnehmende trafen sich im Odd Fellows-Haus 
an der Schwarztorstrasse 31 Bern. Die Ber-
ner Logen führten diesen Anlass getreu dem 
Odd Fellows Motto «Freundschaft, Liebe und 
Wahrheit» durch. Und genauso fühlte sich die 
Feier an. Der Höhepunkt des Abends war die 
Übergabe des Tandems an, Kathrin Engelhart 
Co-Präsidentin und Niklaus Wahli Co-Präsident 
des Sehbehinderten-Tandemverein und Chris-
toph Zimmermann, technischer Leiter. Die 18 

anwesenden Tandemverein-Mitglieder nahmen 
das Geschenk freudig entgegen.

Die Odd Fellows 
Der traditionsreiche Orden der Odd Fellows ent-
stand im 18. Jahrhundert in England aus einer 
Notgemeinschaft von Handwerkern. Ihr Ziel war 
es, sich in der sozial schwierigen Zeit während 
der beginnenden Industrialisierung gegenseitig 
zu unterstützen. Vor allem aber trugen sie dank 
ihres fortschrittlichen und offenen Denkens den 
Geist der Aufklärung weiter. Heute zählen die 
Odd Fellows weltweit rund 180’000 Mitglieder, 
die in Männer- und Frauenlogen organisiert sind. 
In der Schweiz sind es ca. 1’400 Mitglieder. Der 
Orden ist politisch, konfessionell und wirtschaft-
lich neutral und vertritt keinerlei Interessen. 
Freundschaft, Liebe, Wahrhaftigkeit – so lautet 
das Motto, worauf die Gemeinschaft baut. Dem-
entsprechend werden ethische Grundwerte wie 
Toleranz und Respekt im Alltag umgesetzt.

Sehbehinderten-Tandemverein Bern
Letzten Donnerstagabend übergaben die Odd 
Fellows dem Sehbehinderten Tandemverein 
Bern an einem perfekt organisierten Event mit 
feinstem Essen ein weiteres, nigelnagelneues 
Tandem. Bereits vor 6 Jahren konnten wir unse-
ren Fahrzeugpark, ebenfalls durch eine Schen-
kung der Odd Fellows, erfreulicherweise auf-
stocken.

Mit 76 Mitgliedern legen wir alljährlich gegen 
18’000 Tandemkilometer rund um Bern zurück. 
Dazu sind gut ausgerüstete, robuste und zuver-
lässige Tandems unentbehrlich.
Mit riesiger Freude verliessen wir spätabends 
den gemütlichen Anlass und führten unser neues 
Supertandem mit 2 PS (Personenstärke) in unse-
ren «Rennstall» in der Länggasse.

Herzlichen Dank an die Odd Fellows.

Co-Präsidium Sehbehinderten Tandemverein 
Bern, Niklaus Wahli, Kathrin Engelhart

Sehbehinderten-Tandemverein mit neuem 
Odd-Fellows-Tandem

Odd Fellows und Tandemverein Co. Präsi-
detenIn v.l. Markus Apolloni, Niklaus Wahli, 
Kathrin Engelhart, Richard Mühlemann, 
Marc Zimmermann, Manuel Wahli, Liridon 
Kuqi

Vereinigung BernAktiv will Einsatzabbruch gegen die 
Reitschule aufklären und wissen, welche Person  
dafür namentlich verantwortlich zeichnet

Die Vereinigung BernAktiv fordert nach wie 
vor die lückenlose Aufklärung betreffend Ab-
bruch der Razzia vor der Reitschule vom Sams-
tag, 29. Oktober 2021.
 
Die Vereinigung BernAktiv ist empört über den 
Umstand, dass trotz einsatzfähigem Grossauf-
gebot der Kantonspolizei und trotz vollständiger 

Abriegelung des Reitschulgeländes eine äusserst 
erfolgsversprechende Aktion gegen gewalttätige 
Linksextremisten unerwartet abgebrochen wur-
de. Sie fordert eine lückenlose Aufklärung, wes-
halb sich die Staatsanwaltschaft geweigert hat, 
den nötigen Durchsuchungsbefehl gegen das 
Reitschulareal auszustellen.
 
Obwohl SVP Parteipräsident, Grossrat und 
Stadtrat Thomas Fuchs sowie Stadtrat Janosch 
Weyermann im Stadtrat in dieser Angelegen-
heit vorstellig geworden sind, insbesondere auch 
weil sich Polizeibeamte an sie wandten, welche 
nicht verstehen konnten, weshalb trotz Stein-
würfen auf die Polizei und auf eine unbeteiligte 
Person und trotz massierten Einsatzkräften vor 
der Reitschule eine erfolgsversprechende Poli-
zeiaktion abgebrochen wurde.
 
Für die Vereinigung BernAktiv stellt sich ins-
besondere die Frage, aus welchem Grund die 

Staatsanwaltschaft – trotz Aussicht auf Erfolg 
– keinen Durchsuchungsbefehl des Reitschul-
geländes ausstellte. Unter dem Grundsatz: «Kein 
Fussbreit dem gewaltbereiten linksextremen Mi-
lieu rund um die Reitschule!» sollen sowohl 
juristische Abklärungen wie auch weitere par-
lamentarische Interventionen Licht ins Dunkel 
dieser unrühmlichen Abbruchaffäre bringen.
 
Die Vereinigung BernAktiv fordert zudem wei-
terhin die Bekanntgabe des Namens und Partei-
zugehörigkeit des zuständigen Staatsanwaltes 
oder der zuständigen Staatsanwältin, welche die-
sen fatalen Fehlentscheid zu verantworten hat.

Von
Thomas Fuchs, 
Präsident Vereini-
gung BernAktiv,  
alt Nationalrat, 
Grossrat und 
Stadtrat,  
3018 Bern

www.bernaktuell.ch
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Die schlechten Geschichtskennt-
nisse erschrecken!

Nicht nur die Menschen in Russland schenken 
ihren staatlich manipulierten Nachrichten Glau-
ben, sondern auch Schweizer/-innen – obwohl 
wir täglich die zerbombten Städte und verletzte 
und fliehende Menschen sehen – suchen Ent-
schuldigungen für den Angriffskrieg gegen die 
Ukraine und den Aggressor Putin. Das zeigt 
auf erschreckende Weise die Unkenntnis der 
Geschichte.
Im Lehrplan 21 existiert Geschichte nicht mehr 
als eigenes Fach, was ich als Grossrätin zu 
ändern versuchte. Die Aussage: «Nur wer die 

Vergangenheit kennt, kann die Gegenwart ver-
stehen und die Zukunft gestalten» ist gerade 
in der heutigen Zeit für unsere Entscheide und 
unser Verhalten massgebend.
Über die Ukraine und ihre Geschichte unter rus-
sischer Herrschaft, also der ehemaligen Sowjet-
union (UdSSR), gibt es etliche aufschlussreiche 
Berichte, welche zum Einordnen  der jetzigen 
Situation wichtig wären:
•  Unter Stalins Herrschaft fand in Russland von 

1936 bis 1938 die «Grosse Säuberung» statt. 
Zu dieser Zeit wurden jeden Tag etwa 1’000 
Menschen, meist politische Gegner, ermordet. 
Dieser politisch motivierte Massenmord an 
Millionen von sowjetischen Bürgern wurde 
durch Stalins Machtapparat veranlasst.

•  Eine zweite Säuberungswelle setzte zu Beginn 
des Jahres 1948 ein. Sie war hauptsächlich 
gegen Juden in der Sowjetunion gerichtet, und

•  im 2. Weltkrieg wurden vor allem Menschen, 
die in der heutigen Ukraine leben und nicht die 
Russen abgeschlachtet!

•  Unvergessen sind die Angriffe der Sowjetuni-
on auf Ungarn und die Tschechoslowakei. Wir 

hatten in unserer Familie im 
Jahre 1968 Flüchtlinge aufge-
nommen, Angestellte der Uni-
versität in Prag; weil sie sich 
gegen die russischen Invasoren 
aufgelehnt hatten, mussten sie 
um ihr Leben bangen.
Auch ohne meine persönliche 
Betroffenheit – als Schwieger-
mutter einer ukrainischen Bür-
gerin und als Ukraine-Kennerin 
– verurteile ich als Staatsange-
hörige der neutralen, demokra-
tischen Schweiz jeden Angriffs-
krieg auf ein souveränes Land 
und möchte, dass alle Schwei-
zer Bürger/-innen diese Fakten 
zur Kenntnis nehmen.

Von aGrossrätin 
Sabina Geissbühler-
Strupler,  
3037 Herren-
schwanden BE

Die Fakten und warum 
sie wichtig sind. 

www.nebelspalter.ch/sommsmemo
NEBELSPALTER
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Täglich in Ihrer Mailbox.
Jetzt kostenlos abonnieren.

Sicherheit in  
Europa

Von Michael Brun, Europa Diplom EIF/HHB, 
Bern 

Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa sind 
heute wichtiger denn je. Nur zusammen findet 
man Lösungen, kann Probleme beheben, wenn 
ein Dialog geführt wird mit allen Parteien, viel-
leicht auch unter Berücksichtigung kultureller 
Unterschiede und religiöser Haltungen, wenn 
man bereit ist, auf den anderen zuzugehen, 
offen ist für Neues, zu seinen eigenen Werten 
steht aber auch andere Meinungen akzeptiert 
oder berücksichtigt, so können konstruktive und 
vielleicht auch innovative Lösungen zustande 
kommen, die allen gefallen. Sich selbst respek-
tieren ermöglicht, auch andere zu respektieren, 
aufeinander zuzugehen, miteinander zu disku-
tieren, zu verhandeln, diplomatisch miteinander 
zu kommunizieren, einen Konsens zu finden; 
dies erscheint mir heute wichtiger denn je, und 
vielleicht werden so Spannungen abgebaut und 
am Verhandlungstisch neue Ergebnisse erarbei-
tet; so kann verhindert werden, dass die Völker 
untereinander Kriege austragen, denn Krieg be-
deutet nichts Gutes, Elend, Leid, abwandernde 
Menschen, Zerstörung (wie wir das in Europa 
mehr als 100 Tage erleben). Es muss gelingen, 
dass die Auseinandersetzungen bald beigelegt 
werden, dass es zu einer Lösung am Verhand-
lungstisch kommt, sich die derzeit angespannte 
Situation in Europa legt, die Auswirkungen hat 
auf die ganze Welt. Nur Frieden ist die Lösung 
für eine gemeinsame und prosperierende Zu-
kunft.Prager Frühling 1968 Bild: zvg
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Die Geschichte von Berner Gemeinden

Langnau – Das Zentrum im oberen 
Emmental
Inmitten der typischen hügeligen Landschaft des 
oberen Emmentals liegt die Gemeinde Langnau 
im Emmental. Umgeben von kleineren Dörfern 
und Gemeinden wirkt Langnau i. E. als Han-
dels-, Gewerbe- und Dienstleistungszentrum  
für eine Region von knapp 50’000 Einwoh-
nern. Das vielfältige einheimische Gewerbe der 
Gemeinde Langnau i. E. bietet eine Vielzahl 
von Arbeitsplätzen. Daneben schaffen der Dorf-
charakter, das vielseitige Freizeitangebot, die 
gut ausgebaute öffentliche Infrastruktur und das 

schöne Naherholungsgebiet einen idealen Le-
bensraum.

Familien können auf ein umfassendes und breit 
abgestütztes öffentliches Schulwesen und ergän-
zende Aus- und Weiterbildungsstätten zählen. 
Auch kulturell hat Langnau i. E. einiges zu bie-
ten – die zahlreichen Veranstaltungen und Ver-
eine schaffen ein breites Angebot, bei welchem 
für alle etwas dabei ist.

Langnau i. E. liegt ungefähr auf halbem Weg 
zwischen Bern und Luzern. Die Stadt Bern ist 
mit dem öffentlichen Verkehr in rund einer hal-
ben Stunde zu erreichen, nach Luzern dauert die 
Fahrt rund eine Stunde.

Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet

Lahmheit Hinterbein
Frage: «Mein Hund geht nun seit einigen Ta-
gen hinten lahm. Ich habe den Eindruck, dass 
das Knie geschwollen ist. Mir ist aber nicht 
aufgefallen, dass er sich verletzt hätte oder wild 
herumgetobt wäre. Was kann sein Problem 
sein? Ab wann muss ich zum Tierarzt?»

Herr H. Frey, Bern

Lieber Herr Frey
Hunde können sich, wie wir Menschen auch, 
einfach mal vertreten, wobei die Lahmheit 
schon nach Stunden oder spätestens 1-2 Tagen 
wieder vorbei ist. Hält die Lahmheit länger an, 
empfiehlt es sich zum Tierarzt zu gehen.
Es gibt verschiedene Erkrankungen, die das 
Knie von einem Hund befallen können. Ob es 
sich um einen jungen oder älteren Hund oder 
um eine Riesenrasse oder im Gegenteil um eine 
Zwergrasse handelt, könnte schon erste Hin-
weise über die mögliche Ursache der Lahmheit 
liefern.

Der vollständige oder teilweise Kreuzbandriss 
gehört zu den häufigsten Lahmheitsursachen 
bei grossen und schweren Hunderassen. An-
ders als beim Menschen (Skifahren, Fussball) 
ist eine äussere Einwirkung selten die Ursache 
eines Kreuzbandrisses beim Hund. Untersu-
chungen zeigen, dass das gerissene Kreuz-
band eine Art «innere Schwäche hat» und 
schrittweise kaputt geht bis es teilweise oder 
vollständig reisst. Dementsprechend sind bei 
einem Hund oftmals beide Kniegelenke, mit 
zeitlichem Abstand, betroffen. Der Kreuzband-
riss muss meistens operativ versorgt werden. 
Es stehen dem Chirurgen einige Operations-
methoden zur Auswahl.
Kleine Hunderassen dagegen leiden häufiger 
unter einer Patellaluxation. Darunter versteht 
man die Ausrenkung der Kniescheibe. Typi-
scherweise zeigen diese Patienten eine inter-
mittierende Lahmheit. Dies zeigt sich durch 
sich abwechselnde Zeitabschnitte von nor-
malem Gang und Humpeln. Die Kniescheibe 
luxiert und der Hund läuft auf drei Beinen, 

weil die betroffene Hintergliedmasse bei jedem 
Schritt einknicken würde. Springt dann die 
Kniescheibe selbständig wieder zurück in die 
richtige Position läuft der Hund wieder auf 
vier Beinen. Auch dieses Problem kann, wenn 
nötig, von einem Chirurgen operiert werden.
Ihr Tierarzt wird Sie nach der gründlichen 
Untersuchung von Ihrem Hund weiter beraten 
können.  

Magali Kreienbühl, Tierärztin, Bern 
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Von 
Thomas Matter, 
Nationalrat, 
8706 Meilen ZH

Wirtschafts-
schädigende 
Stromlücke

Jetzt warnt endlich auch der Wirtschaftsdachver-
band Economiesuisse: Die Stromversorgungs-
Sicherheit in der Schweiz sei akut gefährdet. 
Bereits 2025 drohen Stromlücken. Besser die 
Warnung kommt ein wenig spät, als überhaupt 
nie. Hätte die Economiesuisse die SVP unter-
stützt bei der Bekämpfung der unsäglichen und 
verfehlten Energie-Strategie 2050, wären wir 
jetzt nicht in dieser Situation.
An einer Medienkonferenz hat die Economiesu-
isse eindringlich gewarnt: Bereits 2025 drohen 
in der Schweiz Strom-Engpässe. Der Ukraine-
Krieg hat uns die Verletzlichkeit der Energie-
Versorgung klar vor Augen geführt. Die Elekt-
romobilität, die Umstellung auf Wärmepumpen 
und die anhaltende Zuwanderung brauche im-
mer mehr Strom. Die Economiesuisse sagt es 
deutlich: Versorgungssicherheit geht vor Klima-
schutz, wir brauchen Technologie-Offenheit, der 
Strompreis muss bezahlbar bleiben!
Christoph Mäder, Präsident der Economiesuis-
se, ist nichts vorzuwerfen, er war damals noch 
nicht im Amt. Aber sein Wirtschaftsdachver-
band wollte 2017 das Referendum der SVP 
gegen die verfehlte Energie-Strategie 2050 nicht 
unterstützen, sondern fasste schlicht keine Paro-
le. Man muss sich das einmal vorstellen. Dabei 
war da noch jemand Präsident, der es eigentlich 
hätte besser wissen sollen: der frühere Axpo-
Strom-Manager Heinz Karrer.
Jetzt nehmen wir Kernkraft-Werke vom Netz, 
setzen auf ineffizienten Flatter-Strom, begeben 
uns in Ausland-Abhängigkeit und verteuern lau-
fend die Energiekosten. Eine Strom-Mangellage 
– so warnt jetzt auch die Economiesuisse – wäre 
ein «Desaster». Fehlender oder zu teurer Strom 
könnte zu Energiearmut in den Haushalten füh-
ren und die Wirtschaft «nachhaltig schädigen». 

Absurdes aus der Stadt Bern
Diskriminierungsfreie Sprache und Gender-
sternchen: Der Gemeinderat wirft für die 
sog. Gendersterne das Geld für einen eigenen 
Sprachleitfaden sinnlos zum Fenster hinaus.
Sprachleitfaden der Stadt Bern zu diskri-
minierungsfreier Kommunikation: Wieso 
braucht die Stadt angesichts des Leitfadens 
der Bundeskanzlei zum geschlechtergerech-
ten Formulieren noch einen eigenen Sprach-
leitfaden? 

Von Alexander Feuz, Rechts anwalt,  
aGrossrat und Stadtrat SVP, Fraktionschef  

SVP Stadt Bern, 3005 Bern

Wie unlängst einer Medienmitteilung zu ent-
nehmen war, aktualisierte die Stadt ihren Leitfa-
den zu diskriminierungsfreier Kommunikation. 
Dieses städtische Elaborat steht dabei in klarem 
Gegensatz zu den Bestimmungen des Leitfadens 
der Bundeskanzlei zum geschlechtergerechten 
Formulieren. Während die Bundeskanzlei den 
Genderstern klar ablehnt, führt die Stadt diesen 
ein. Dies führt zu unnötigen Komplikationen, 

weil sich dieser Leitfaden hinsichtlich der Ver-
wendung des Gendersternchens diametral wi-
dersprechen. Gerade für Auszubildende führt 
dies zu unnötigen Verwirrung, wenn sie in der 
Stadt dazu verdonnert werden, den Gender-
stern zu gebrauchen und dessen Verwendung in 
schriftlichen Arbeiten an anderen Orten oder im 
Betrieb oder anderen Verwaltungen – völlig zu 
recht – als Rechtsschreibefehler angesehen wird.
Hat die städtische Verwaltung wirklich nichts 
Besseres zu tun, als im Widerspruch zur Bundes-
kanzlei eigene Sprachregelungen zu erlassen? 
Es fragt sich, was dieser Leitfaden den Steuer-
zahler kostet und wie viele Frau-/Mannstunden 
dafür sinnloserweise verschwendet wurden?
Eine Motion, in der wir die Aufhebung die-
ses städtischen Alleingangs oder die Anpassung 
des städtischen Leitfadens an die Bundeskanzlei 
verlangen, wird angesichts der herrschenden 
Mehrheitsverhältnisse wohl leider chancenlos 
bleiben. Den Lesern von Bern Aktuell wird 
aber wieder einmal anschaulich gezeigt, wie die 
Stadt mit ihren Steuergeldern wirtschaftet. Vor 
Nachahmung wird gewarnt!

Mit jedem Kernkraftwerk, das vom Netz geht, 
laufe man schneller auf Engpässe zu.
Zum Glück ist jetzt auch die Wirtschaft erwacht. 
Die Warnung der staatlichen Elektrizitätsbehör-
de Elcom, dass schon 2025 ein Blackout droht, 
ist sehr ernst zu nehmen. Schade, ist die SVP 
die einzige Partei, die begriffen hat, dass wir mit 

dieser grün-utopischen Energiestrategie in den 
Vollhammer laufen. Es braucht jetzt dringendst 
einen Strom-Verantwortlichen, der schon in den 
nächsten Monaten die Gefahren und die mögli-
chen Lösungen aufzeigt, so dass die Politik rasch 
über Massnahmen entscheiden kann. Wir dürfen 
wirklich keine Zeit mehr verlieren!
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Offener Brief

Sehr geehrte Apothekerin  
Sehr geehrter Apotheker

Bis anhin haben wir von der Schweizerischen Vereinigung «El-
tern gegen Drogen» Ihre Arbeit als verantwortungsbewusste 
Heilmittelvertreiber/-innen sehr geschätzt. Sie haben auch den 
Art. 10.1. im Bundesgesetz «Kinder und Jugendliche haben 
Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf 
Förderung ihrer Entwicklung» respektiert und Ihr Handeln auf 
ethische Grundsätze abgestützt. 
Nun lassen sich einige von Ihnen nicht mehr von Ihrem eigent-
lichen Wissen über die grosse Schädlichkeit von THC-haltigem 
Cannabis leiten, sondern haben im Sinn, dem politischen Druck 
nachzugeben und an Cannabiskonsumenten das Betäubungs-
mittel abzugeben. Damit nehmen Sie nicht nur die weitere Schä-
digung dieser Menschen in Kauf, sondern gefährden wegen dem 
unwissenschaftlichen Studiendesign auch deren Mitmenschen. 
Dass zum Beispiel im Strassenverkehr eine Null-Toleranz be-
steht, die Studienteilnehmenden aber bis 12-prozentiges THC 
beziehen können, zeigt auf, wie unverantwortlich diese Bestim-
mungen sind. Da die Hirnentwicklung erst mit etwa 25 Jahren 
abgeschlossen ist, aber bereits 18-Jährige an den Versuchen 
teilnehmen können, wird damit gegen die Bundesverfassung 
verstossen. 
Hier die Stimme des berühmten Psychiaters und Psychothera-
peuten A. Tauber, der nach Jahren langer Forschung über die 
Auswirkungen des Cannabiskonsums und unzähligen Sucht-
behandlungen Stellung bezieht: «Vor dem Hintergrund aller 
vorhandenen Fakten (Lungenschäden, Amotivationssyndrom = 
«Null-Bock-Stimmung», Beeinträchtigung der Reaktions- und 
Konzentrationsfähigkeit sowie des Kurzzeitgedächtnisses, Ag-
gressionen, Gewalt, Depressionen, Psychosen, Schizophrenien) 
ist jede Form einer Legalisierung Unfug und zum Schaden von 
Menschen». 
Weil sich die Schweizer Bevölkerung immer wieder gegen eine 
Cannabislegalisierung, also gegen eine Lockerung im Betäu-
bungsmittelgesetz, ausgesprochen hat – die Cannabis-Initiative 
wurde mit 63% und die Droleg-Initiative mit 74% abgelehnt – 
schalten nun die Politiker/-innen die Bevölkerung immer wieder 
aus. 
Willentlich oder wegen Unkenntnis wurde im National- und 
Ständerat beschlossen, dass 10 Gramm Cannabis zum Eigenge-
brauch zu tolerieren sei. Es wurde ausser Acht gelassen, dass je 
nach Höhe des THC-Gehalts, der Rausch erzeugenden Substanz 
im Cannabis, bis zu 100 Joints gedreht werden und THC-haltige 
Cannabistropfen einen Rausch wie hochprozentiger Schnaps 
verursachen können.
Dass die Polizei den illegalen Handel und Konsum des Betäu-
bungsmittels Cannabis mit diesen Bestimmungen der Politik 
nicht mehr unterbinden kann, ist verständlich. Sie würden sich 

lächerlich machen, wenn sie mit einer Waage unterwegs wären, 
um zu bestimmen, ob die Menge eines Cannabisbesitzers mehr 
oder weniger als 10 Gramm betragen würde. 
Damit konnte die Cannabislegalisierungslobby ein für sie wichti-
ges Etappenziel erreichen, ohne dass die Schweizer Bevölkerung 
informiert wurde und darüber entscheiden konnte.
Eine weitere gravierende Änderung im Betäubungsmittelgesetz, 
die grosse, negative Auswirkungen auf die Cannabispolitik hat, 
ist der Beschluss, dass der Anbau von CBD-Hanf in Zukunft legal 
sei. Allerdings müsse der Gesamt-THC-Gehalt weniger als ein 
Prozent aufweisen. Gegen die Warnungen von Staatsanwälten, 
Drogenfachleuten und einigen Politiker/-innen, aber auch von 
Vereinigungen wie «Eltern gegen Drogen» wurde im Parlament 
diesem Versteckspiel mit illegalen THC-Plantagen und legalen 
CBD-Züchtungen zugestimmt. Wegen gleichem Aussehen und 
gleichem Duft von erlaubtem CBD-Hanf und illegalem THC-
Hanf wird den Direktbetroffenen – Polizei, Drogenfahnder, ju-
ristische Personen, Staatsanwälten, aber auch Verantwortlichen 
in der Landwirtschaft – eine Umsetzung dieser Bestimmung in 
der Praxis verunmöglicht. 
Mit der hohen Verfügbarkeit des Rauschgiftes im THC-haltigen 
Cannabis, sind Schweizer Jugendliche beim Cannabiskonsum 
zum unrühmlichen Weltmeister geworden. Nur allzu viele junge 
Kiffer verpassen den Anschluss in Schule und Lehrstelle und ver-
bauen sich damit ihre Zukunft.
Anstatt endlich eine Präventionskampagne zu lancieren, geht 
mit den Cannabisversuchen zum Freizeitgebrauch das Zeichen 
an Kinder und Jugendliche, dass ein regulierter Cannabiskon-
sum harmlos, ja ein von Apotheken abgegebenes Heilmittel sei.
Fakten über die negativen Auswirkungen der Cannabislegalisie-
rung von Colorado, Canada, usw. finden Sie in unseren EgD-In-
fos unter: www.elterngegendrogen.ch.
Auffallend ist auch, dass die Promotoren grüne Politiker/-innen 
sind, die sich sonst für die Gesundheit der Bevölkerung stark 
machen (z.B. Pestizide, Autoabgase, Klimawende) und Nachhal-
tigkeit predigen, aber ausgerechnet den schädlichen Cannabis-
konsum umgehend legalisieren wollen. 
Auch die Nachhaltigkeit lässt bei einer solchen Drogenpolitik, 
welche die Abstinenzorientierung aufgegeben hat, zu wünschen 
übrig. Die Grünliberalen und Freisinnigen wiederum, die eine 
Legalisierung fordern, verkennen die Tatsache, dass ein süch-
tiger Mensch seine Freiheit – nach seinem Willen zu handeln 
– verliert.
Deshalb bitten wir Sie eindringlich, Ihre Verantwortung und 
Berufsethik als Apotheker/-in zum Wohle unserer Kinder und 
der ganzen Gesellschaft wahrzunehmen und weitere Legalisie-
rungsschritte, wie die Cannabisabgabe zum Freizeitkonsum zu 
unterbinden und nicht zu unterstützen.

Freundliche Grüsse

Sabina Geissbühler-Strupler, Präsidentin EgD
Postfach 8302, 3001 Bern,  
www.elterngegendrogen.ch
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Diskriminierung und Ausgrenzung der Autofahrer 
bei der Wohnungssuche durch die städtische  
Liegenschaftsverwaltung
Die Stadt will keine Autofahrer mehr in Bern und setzt fast alles daran, dass in den von ihr vermieteten Liegenschaften keine 
Automobilisten mehr einziehen können.

Nachdem die Stadt bereits städtische autofreie 
Siedlungen kennt, wird auch in den autoarmen 
Siedlungen der Stadt den auf ein Auto ange-
wiesenen Mietern der Bezug einer Wohnung 
verwehrt. So wurde einer jungen Familie, die 
in eine neue Wohnung ins Wylerfeld ziehen 
wollte, von der städtischen Liegenschaftsver-
waltung (Immobilien Stadt Bern) ohne Gespräch 
– gemäss Medienberichterstattung https://www.
nau.ch/news/schweiz/einwohner-emport-bern-
vermietet-wohnungen-nur-an-personen-ohne-
auto-66092313 – direkt eine Absage beschieden.

Damit vollzieht die Stadt eine Diskriminierung 
und harsche Ausgrenzung. Personen, die beruf-
lich auf ein eigenes Auto angewiesen sind (z.B. 
Tätigkeiten im Baugewerbe, Pflegedienstleis-
tungen, Handelsreisende, Schichtarbeit in Indus-
trie, Militär und Sicherheitsbereich etc.) können 
kaum mehr eine Wohnung von Immobilien Stadt 
Bern beziehen. Die rigiden Vorschriften verhin-
dern dies. Wenn die Stadt zur Begründung die 
Einhaltung der städtischen Klimaziele bemüht, 
würde sie besser selber auf die Überbauung des 
Viererfelds verzichten (ebenenfalls eine geplan-
te grosse autoarme Überbauung) und ihre am-
bitiösen Wachstumsziele revidieren. Durch die 
Aufgabe dieser Siedlung könnte sie einen wich-
tigen Grünraum erhalten und etwas gegen die 
von ihr so bekämpfte Versiegelung des Bodens 

unternehmen. Aber die Stadt gibt wahrscheinlich 
lieber zusätzlich noch 120 Millionen für die Er-
schliessung aus und subventioniert die Wohnun-
gen auf Kosten der anderen Steuerzahler, wenn 
die neuen Mieter ohne Auto nur stramm rotgrün 
wählen und die RGM Herrschaft absichern.

Wenn jemand beruflich kein Auto braucht, aber 
gleichwohl ein Auto besitzt, wird dies in den 
Augen der Stadtregierung aber wohl eine noch 
viel verwerflichere Haltung darstellen: könnte 
sich diese Person, doch möglicherweise gegen 
die rigide städtische Verkehrspolitik auflehnen 
und vielleicht sogar SVP Vertreter wählen... Die 
ideologische rotgrüne Verbotspolitik ist nur zu 
durchdacht und berechnend! Unsere Anträge, 
die mehr Parkplätze bei Überbauungen vorsa-
hen, wurden vom Stadtrat immer wuchtig abge-
lehnt und auch unsere Versuche, das Car Owner 
Profiling* der Stadt zu sanktionieren, werden 
leider kaum durchkommen. Die Ausgrenzung 
der Autofahrer ist politisch gewollt.

Personen, die in Bern eine städtische Wohnung 
in einer autoarmen Siedlung mieten wollen, 

müssen in Zukunft ihr Auto wohl auf eine an-
dere Person einlösen, damit sie nicht direkt in 
den Verdacht einer nicht erwünschten automo-
bilen Lebensführung geraten. Auch dürfen sie 
wohl dann die Fragen, ob sie ein Auto zu Eigen 
nennen, nicht richtig beantworten. Sie könnten 
sich dabei wahrscheinlich auf die entsprechende 
Rechtsprechung im Arbeitsrecht berufen. Diese 
erlaubt der Arbeitnehmerin bei Vorstellungs-
gesprächen bei Fragen nach Vorliegen einer 
Schwangerschaft diese gegenüber dem neuen 
Arbeitgeber im Regelfall zu verschweigen. 

Die autofeindliche Politik der Stadt steht jeden-
falls im klaren Widerspruch zu den Grundsätzen 
einer freiheitlichen Lebensführung, die dem In-
dividuum einen grossmöglichsten Gestaltungs-
freiraum zubilligen will. Es ist gleichwohl zu 
hoffen, dass es gelingt, hier die nötigen Korrek-
turen anzubringen. Die Verkehrsverbände sind 
hier gefordert, sich für ihre Mitglieder einzu-
setzen. Gespräche wurden jedenfalls bereits ver-
einbart. Ich werde die Leserinnen und Leser über 
die Entwicklung auf dem Laufenden halten.

Von
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt
aGrossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern
3005 Bern

Bild: zvg

Was geschieht eigentlich im  
«Bernerhof»?
Einst war der «Bernerhof» eine berühmte Adres-
se der internationalen Hotellerie.
Heute beherbergt er das Eidgenössische Finanz-
departement – international ist der Bernerhof 
immer noch, er beherbergt zwar keine Gäste 
mehr, beschäftigt sich mit internationalen Fi-
nanzfragen. 

Das Staatssekretariat für Internationale Finanz-
fragen SIF befasst sich mit bilateralen und multi-
lateralen Steuerfragen, vorallem aber der inter-
nationalen Steuerpolitik und der Vertretung der 
Schweiz in den Gremien OECD und UNO.
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Verein zur Unterstützung der Kernenergie

www.kettenreaktion.ch

Schweizer Energiezukunft ohne 
Kernkraftwerke?

Von Hans Rudolf Lutz, Präsident

In der «Schweiz am Wochenende» vom 6. Juni 
2022 wird in einer 16-seitigen Sonderbeilage 
über unsere mögliche Energiezukunft berichtet. 
Die 4 Kernkraftwerke, die immerhin rund 40% 
unserer jährlichen einheimischen Stromproduk-
tion ausmachen, werden mit einem einzigen Satz 
erwähnt. Das Volk hat ja einem Energiegesetz 
zugestimmt, das den Ausstieg aus dieser seit 
50 Jahren erfolgreichen, praktisch CO2-freien 
Elektrizitätsproduktion verlangt.

Wer allerdings etwas über den Tellerrand der 
Schweiz (und Deutschlands) hinausschaut, stellt 
fest, dass in sehr vielen Ländern die Kernener-
gie als eine wichtige Komponente im Energie-
mix zum Erreichen des Null-CO2-Ausstosses 
bis 2050 betrachtet wird. So steigt z.B. die Zahl 
der neuen Generation III+ Reaktoren (keine Ver-
streuung von Radioaktivität bei einem Schmelz-
unfall) von Jahr zu Jahr an. Bereits im Betrieb 
sind weltweit 24, im Bau 42 und geplant 97 sol-
cher Anlagen. Alle mit einer voraussichtlichen 
Betriebszeit von 80 Jahren.

Parallel zu diesen 1’000 und mehr Megawatt-
Kernkraftwerken ist ein regelrechtes Wettrennen 
um die Entwicklung von SMRs (Small Modu-
lar Reactors) im Gang. Bei diesen modularen 
Kleinreaktoren kann auch ein Schmelzen des 
Nuklearbrennstoffs physikalisch ausgeschlossen 
werden. Mit der Möglichkeit der Serienproduk-
tion sind zudem beachtliche Kostensenkungen 
pro Kraftwerk möglich. Die US-Firma «Nu-

Scale» hat im Moment die Nase vorn. Amerika 
will damit u.a. versuchen, den gegenwärtigen 
Vorsprung von China und Russland auf dem 
internationalen Kernenergiemarkt aufzuholen 
bzw. zu brechen.
Die Schweiz täte gut daran, ihre Deutschland 
nachgemachte Energiewende rasch zu über-
denken und auf den Abfallhaufen ideologisch-
historischer Ereignisse zu werfen. Wegen der 
CO2-Problematik, aber vor allem auch wegen 
der zunehmend gefährdeten Stromversorgungs-
sicherheit.


